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Dr. Berrid Fritz P a n s .0 I d ausWian (Österreich), 
-geboren am 3. April 1 942 in Zwickau, 
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. wegen Beihilfe zur Körperverletzung 
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Der 5. Strafsenat des Bundesgerichtshofs ha! am 9. Februar 2000 
beschlossen: 

Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landgerichts 
Berlin vom 7. Dezember 1998 wird nach § 349 Abs. 2 StPO als 
unbegründet verworfen. 

Der Beschwerdeführer hat die Kosten seines Rechtsmittels und 
dtö den Nebenklagerlnnen dadurch entstandenen notwendigen 
Auslagen zutragen. 



Gründe 

Das Landgericht hat den Angeklagten, einen Arzt' für Sportmedizin, 
wegen Beihilfe zur vorsätzlichen Körperverletzung in neun Fällen zu einer 
Geldstrafe von 180 Tagessätzen zu je 80 DM (die zum Teil abweichende 
Angabe der Tagessatzhöhe im Urteüstenor ist ein offensichtliches Fassungs- 
versehen, Bl. 105 FVProtBd. lidA.vgl. auch UA 3. 182) verurteilt. Die Revl^ 
slon des Angeklagten hat keinen Erfolg. Im Anschluß. an die Ausführungen 
t im Verwerfungsantrag des Generalbundesanwalts bedarf nur folgendes aus- 
' drücklicher Erörterung. 



Gegenstand der Verurteilung waf die Vergabe anabofer Steroide 
(männliche Sexualhormone) an neun Schwimmerinnen des Sportclubs (SC) 
Dynamo Berlin (Ost) In der Zeit zwischen 1S75 und 1984. Solches Doping 
„ f n^ D i n \cn?>r 7pit im T&nfmS nslenkten DDR-Soort systematisch zur Lef- 
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i ttungs Steigerung bei Hoch] eistun gssportlern eingesetzt, um verstärkt Welt- 
klasse! eisSun gen und Erfolge des DDR-Sports bei internationalen Wettbe- 

. werben, Insbesondere Olympischen Spielen sowie Welt- und Europameister- 
schaften, zu ermöglichen. Mit der zentralen Organisation ffes Dopings wurde 
das Ziel möglichst effektiver Steigerung der körperlichen Leistungsfähigkeit 
der Sportier durch Verabreichung pharmakologischer Mittel, zumeist Anabo- 
lika -als „unterstützende Mittel" bezeichnet-, in systematischer, straff ge- 
lenkter Vorgehens weise verfolgt. Gleichermaßen war man bestrebt, diese 
Verfahrensweise, insbesondere vor den Kontrollen bei internationalen Wett- 
kampf en,. wirksam zu verschleiern. 

Der Angeklagte war seit 1968 im Bereich Leistungsmedizin der vom 
Ministerium für Staatssicherheit (MfS) getragenen Sportvereinigung (SV) Dy- 
namo in Berlin (Ost) tätig. Ab 1972 war er stellvertretender Bereichsleiter, 
1982 wurde er Leiter der Sportmedizin beim - dem SV Dynamo unterglie- 
derten- SC Dynamo. Dort war er bereits seit 1975 bis zum Jahre 1989 für 
die Genehmigung der Ausgabe anaboler Steroide zuständig; zur Tatzeit ge- 
nehmigte er dfe Aushändigung von Anabolika in Tablettenform an den 
- bereits rechtskräftig verurteilten - für die Sektion Schwimmen zuständigen 
Sekiionsarzt Dr. Blnus zum Zweck ihrer Verabreichung durch den - ebenfalls 
bereits rechtskräftig verurteilten - Trainer Gläser an die hier betroffenen neun 
Sportierinnen, die bei Aufnahme des Schwimmtrainings im JP A-Kader" des SC 
Dynamo sämtlich minderjährig gewesen waren. Mft einer Ausnahme waren 

sie auch zu Beginn der auf die Genehmigung des Angeklagten zurückge- 
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henden Mittelvergabe noch minderjährig, sieben von ihnen erst zwischen 13 
und 16 Jahre alt. Sämtflche Sportlerinnen, einschließlich ihrer Eltern, wurden 
aufgrund zentral organisierter Geheimhaltung bewußt nicht über die ihnen 
verabreichten Mittel aufgeklärt. Gemäß den von Trainern und Ärzten befolg- 
ten Geheimhartungsprinzipien wurden die Mittel nicht \x\ Originai Verpackun- 
gen ausgeteilt; den Sportlerinnen gegenüber wurde die Legende einzuneh- 
mender Vitamine oder Aufbaustoffe gebraucht, 



„bleich eine derartige medizinisch nicht indi- 
Sq wurde vorgegangen, oogi ^ hormonellen 

, ert e Vergabe «W- «-T^^ Fer ner können teils 0«*- 

^^* B ^^ aüftre,en - S ° U ' a ' 
re nde, unter Umstanden Akne . Wachstumsretard- 

ierung, vermehrte Kc,e~ ^ ^ ^ ^ ^ 

W n sowie Le b erschad ig un g en un^ He^ M ihne n 

geschädigten Sportlerinnen kam s j!lkante Stimmver- 
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a „, in P,ien «-^^^ in der DDR ^-d e.nes 
weihte minderte Sportler ha, d 
.uasiges^enVedolgungs^dernissesg 

, „ Bundesgerichtshofs hatte die 
, Nach ständiger Recht^^^ 

B^^^^S-n Ordnung unvereinbaren 

Gf „ nds a*en einer treihe.hc e (B *^ to dte Wltow B«**" 
Gr ünden 9 ene, e linieh,zuverio, g en,g^sa ^ ^ ^ 

(ichen Ve.olgun^es vom 2 , 1«. 

^ deklaratorisch - Art. 1 öes n-j 



BGBl 1392). 



««« bei Sc hfe » » * " ^ * 
„. „3,, « » Z —e*** - 

™„«re ReÄMutTOen u n a damit 



ai 317 320), für vom MfS veranlage Verschlep- 
pe (BGHSt 41 , 2,7, 248, 41 317 32 ) ^ ^ 

pungen von Bundesbürgern m die DDR (BGHbi 

LL—ngen du,* politische Denunziationen (vgl. BGH N^RR 
1997 100 101). Gemeinsam ls, diesen Foppen, daß s, C h das Edord^ 

1 S E J teststehenden Wiilens - 8—«. - D - . 

, mrmim 137'40 ii3,118)ausdemUmstanderg a b,daßdie 
verjüng (BGHSt 23. 137, 40 J „* BHIgung 

se Straflaien bereits generell auf Veranlassung a & . 

ae , p**n « »den — W - » ™ ^ 

fls ang »*e„ wurden (BGHB S.6B 5 78U Abs. , - Buhen 2 und 6). 
' G „ M diesen B—zen « «, W«»™ nW « 

eine Nichtverjährung auch nach §84 btb Q , hin _ 

RRH^t 40 113 119); vielmehr komm ein quasigesalzhchesvaroy a 
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prinzipiell nicht verfolgt wurden. 

, Re chtsfehlerfrei is, das Landgericht davon ausgeganger .daß dte 

politisch-weltanschauliche Zielrichtungen der DDR-Staatsluh 9 
ung ml, der Sportfc«, wie sie im Urteil —s tzt werde n UA 

S 7 nicht einmal entscheidend an. Politisch-weltanschaulich ganz *** 
cht «gerichtete Staaten, die.ich die Förderung des Ho« - 
L Zie setzen, sehen unabhängig von, Püschen System ,m mter- 



jegenheit. 

die Förderung des HochSeistungs- 
Ausschlaggebend «t^*^ nstige n Staat— - als 

unmittelbar stauch m regelnde Angelegene 
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statischen Dopings, das jedenfalls-* 197 
faltigen Erfolge für realisierbar. 

zu« *- — * Dopin9 .trp,i 

im Ho«—« V**- : „Ts««- 

(UA S 50); die Anerkennung der erstrebten 
Sports wäre grundlegend in Frage gestellt worden. 

So wurden das Doping selb, und dessen a****« — 



vom 
gelt. 



Landgericht reehtsfehlerfrei festgestellt, zentral vorgegeben und gere- 



Aus der Gesamtheit dieses systematischen staatlichen Vorgehens er- 
gib, sich ohne weiteres, daß die -durch geheime Verabreichung anaboier 
Steroide an minderjährige Sportlerinnen begangenen Körperverletzungen, 
die aus politischen Gründen begangen und geheimgehalten wurden, konse- 
quent ebenso bewußt nicht verfolgt werden sollten. 

3 Danach handelt es sich auch bei Fällen der vorliegenden Art um 
schweigende Rechtsbrüche, welche die Anwendung der Grundsatze über 
das Buhen der Verjährung rechtfertigen. Die betroffenen 
Sportlerinnen wurden von Staats wegen unter HlntansMIung wesentl che 
persönlicher Beenge für staatliche Zwecke instrumentalisiert. Obgleich e 
nicht als Syst«, angesehen wurden, vielmehr vom System * £ . 
sonders förderungswürdig anerkannt waren, wurden auch s,e zu Opfern 
Systems, da ihnen ohne Rücksicht auf Ihren Willen eine sogar , rem W - 
^enthaltene Aufopferung ihrer Gesundheit durch Hinnahme betracht che 
gesundheitlicher Gefährdung abverlangt wurde. Dabei Konnte das Ausma 
hrer Rechtsbeeinträchtigung infoige derartigen Systemunrechts nament h 
in _ nicht trennschar, auszugrenzenden- Fällen irreversibler Seh« 
das Ausmaß möglicher Rechtsgutsverletzungen in anerkannten Fallen 
Ruhens der Verjährung deutlich übertreffen. 

4 Das festgestellte Ausmaß organisierter gesundheitlicher Gefähr- 
dung bis hin zu konkreter Schädigung, an dem der Angeklagte nicht nur un- 
wesentlich, seinen Funktionen und seinem Einfluß nach vielmehr bedeutsam 
beteiligt war, verbietet es entgegen der Auffassung der Revision- von 
vornherein zu erwägen, die hier in Frage stehenden Fälle einer Fallgruppe 
minderer Kriminal zuzurechnen, ffl? welche die Rechtsprechung des Bun- 
desgerichtshofs - bislang nicht tragend (vgl. aber OLG Jena NJ 1997, 267) - 
eine Ausnahme von den Grundsätzen des Ruhens der Verjährung erlogen 



formierte Sportler betrafen. 

„ nt nicht daß der Einsatz vor, Doping mittein im 
. D er Senat verkennt nid* * ausschließ r, c h für totalitäre 

Hochleistungssport g , pur Berendonk, Doping Do.u- 

Unrechtssysteme gönnend wäre (9 ng ^ jn 

. me nte 1991 S. 2»«.). ^rdle Frage e^ as ^ — ^ ^ 

der DDR begangenen Fällen dieser Art «st dies in 



vant. 
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. ■ , Bl , therapeutisch wirksam" angesehenen 
Das Bericht bat m - 

sei somatisch taßbar verändert, 2UÖen \ des TatbeS tandes 

s « wurden, eine Oesundh — ^ ^ ^ ^ § ^ ^ , 

der Körperverletzung üntef Redlichen Anforderungen 

StGB-DDR, der insoweit ^ 3Q6; 346) . Die Beweis Würdigung 

hat _ rechtsfenlerfrei (vgl. auch BGHSt ■ ^ Angeklaglen für 

des Landgerichts, insbesondere ur Verant ^ 

die ihm angelasteten «-^^^^ - ihm an S elaste- 
sachverstandiger Beratung festgestellten* 
ten Dopingvergabe, ist nicht zu beanstanden. 

^.soreohtstehle,. ist die 
einer Mittelvergabe an dieselbe Sportlenn in weit , ^ 

l^.»^™*'^*'" 01 ^,» 25). Daß öas Uod 9 e,teh, 



Genehmigung der Miitelvergabe an mehrere Spulerinnen eine Verbindung 
zu gleichartiger tdealkonkurrenz anzunehmen, beschwert den Angeklagten 
nicht. Eine derartige Betrachtungsweise läge freilich nahe; sie könnte hier zur 
Annahme einer einheitlichen Beihilfe zur Körperverletzung an neun Men- 
schen führen. Der als einheitliche Hauptstrafe ausgesprochenen Geldstrafe 
(§64 StGB-DDR t.Vm Art 315 Abs. Z EG StGB) lag indes ein zutreffend 
bestimmter Schuldumfang zugrunde, der von der Beurteilung der Konkurs- 
en nicht abhängt. Daß dem Angeklagten ein umfassender Strafkiagever- 
rauch auch für etwaige weitere Vorwürfe strafbarer Mitwirkung an der Ver- 
bs von Dopingmitteln an andere Sportlerinnen zugute kommen muß, wenn 
'.solcher Tatvorwurf mit der Mittelvergabe an eine der hier Geschädigten 
Überweise zusammentraf, steht außer Frage. Auch hierfür bedarf es 
t eines Schuldspruchs wegen tateinhettlicher Begehungs weise. 

Harms Häger Basdorf 

Nack Gerhardt 
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